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Zur Annahme eines vertraglichen Tätigkeitsverbots im Sin-
ne von § 92a Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 HGB im Handelsvertreter-
vertrag eines selbständigen Bausparkassen-/Versiche-
rungsvertreters

Zur Verpfändung von Inhaberaktien, die in einer bei einer
Wertpapiersammelbank verwahrten Sammelurkunde ver-
brieft sind, nach den Vorschriften über das Pfandrecht an
beweglichen Sachen; kein Verlust der verbrieften Mit-
gliedschaftsrechte durch Verpfändung von Inhaberaktien;
kein Recht des Insolvenzverwalters zur Verwertung von In-
haberaktien, wenn der Schuldner die Mitgliedschaftsrech-
te wegen ihrer Übertragung auf einen Treuhänder nicht
wahrnehmen kann; kein Einfluss der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens über das Vermögen des Treugebers auf die
Wirksamkeit einer zur Wahrung der Rechte eines Drittbe-
günstigten erforderlichen doppel- oder mehrseitigen Treu-
handvereinbarung

Zu den Anforderungen an die Substantiierung des klägeri-
schen Vortrags, wenn eine unzureichende Aufklärung über
den anfänglichen negativen Marktwert bei einem Swap-
Vertrag behauptet wird

Zu Schadensersatzansprüchen im Zusammenhang mit der
Beteiligung an einem geschlossenen Schiffsfonds

Keine Verfassungswidrigkeit von § 513 Abs. 2 ZPO
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Zum Lösungsrecht des Inferenten von dem Übernahmever-
trag nach den Grundsätzen über den Wegfall der Ge-
schäftsgrundlage, wenn eine Befristung oder Bedingung
nicht vereinbart ist und der angemessene Zeitraum für eine
Bindung des Übernehmers überschritten wird oder es aus
anderen Gründen nicht zur Kapitalerhöhung kommt; zur
Einbringung einer stillen Beteiligung als Sacheinlage und
zum Anspruch auf ihre Wiederbegründung nach einem
Rücktritt des Übernehmers

Zur ausreichenden Individualisierung der geltend gemach-
ten Ansprüche in einem Güteantrag durch ein beigefügtes
Anspruchsschreiben; zur Beendigung der Verjährungs-
hemmung eines Güteverfahrens, wenn der Schuldner mit-
teilt, am Verfahren nicht teilzunehmen

Zur Rechtsmissbräuchlichkeit der Anrufung einer Güte-
stelle zum Zwecke der Verjährungshemmung, wenn der
Antragsgegner nicht bereit ist, an einem Güteverfahren
mitzuwirken und sich auf eine außergerichtliche Einigung
einzulassen, und er dies dem Antragsteller schon im Vor-
feld in eindeutiger Weise mitgeteilt hat

Zur Frage des Vorliegens eines Betruges durch unterlasse-
ne Aufklärung über die Höhe der von den verlangten Kauf-
preisen umfassten Vermittlungsprovisionen
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